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Sehr geehrte KER/StER/RER-Vorsitzende,
 
die beigefügte Anhörfassung zum Entwurf eines Erlasses zur Änderung des Erlasses
"Unterrichtsorganisation" ist dem Landeselternrat mit der Bitte um Stellungnahme zugegangen.
 
Die Frist zur Abgabe der Stellungnahme gegenüber dem Kultusministerium ist auf den
26.06.2023 festgelegt worden.
 
Das Plenum des Landeselternrates wird sich in seiner Sitzung am 23.06.2023 mit dieser
Anhörfassung befassen und einen Beschluss herbeiführen.
 
Der Vorstand des 16. LER würde es sehr begrüßen, wenn das Plenum Ihre Stellungnahmen in die
Entscheidungsfindung mit einbeziehen könnte. Um eine Übersendung Ihrer Stellungnahme wird
gebeten bis 13.06.2023, bitte richten Sie diese an landeselternrat@mk.niedersachsen.de.
 
Für Ihre Unterstützung bedanken wir uns im Voraus!
 
 
Mit freundlichen Grüßen
Silvia Bartsch
 

 
 
 
 
 
Geschäftsstelle
Berliner Allee 19
30175 Hannover
 
Telefon: 0511 / 120 8810
Email: geschaeftsstelle@ler-nds.de
 
www.ler-nds.de

 
Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten beim Nds. Kultusministerium:
Ich weise Sie darauf hin, dass Ihnen gemäß Artikel 13 und Artikel 14 der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) verschiedene Rechte als betroffene Person zustehen. Eine ausführliche Information, welche Rechte
dies im Einzelnen sind und wie Ihre Daten verarbeitet
werden, können Sie unter dem Link „Datenschutz im Nds. Kultusministerium“ abrufen.
Diese E-Mail ist ausschließlich für die/den Adressaten/in bestimmt und kann vertrauliche Informationen
enthalten, die unter den Datenschutz fallen. Sollten Sie nicht zu den zum Empfang der Nachricht berechtigten
Adressaten gehören, dann ist jegliche Veröffentlichung, Vervielfältigung oder Weiterleitung untersagt. Falls
Sie diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, bitte ich Sie um kurze Nachricht. Bitte löschen Sie die E-Mail
anschließend von Ihrem Computer-System.
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Unterrichtsorganisation 


 


RdErl. d. MK v. xx. xx. 2023 — 36.3-82 000 — 


 


— VORIS 22410 — 


 


Bezug:    RdErl. v. 18.1.2021 (SVBl. S. 64) 
— VORIS 22410 — 


 


Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom xx. xx. 2023 wie folgt geändert: 


 


1. Im Bezug erhalten die Buchstaben a und c folgende Fassung: 


 


„a) RdErl. d. MK „Ferienordnung für die Schuljahre 2024/25 bis 2029/30“ v. 18.11.2022 


(SVBl. S. 680) – VORIS 22410 – 


c) Beschl. d. LReg. „Richtlinien zur gleichberechtigten und selbstbestimmten Teilhabe 


schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen am Berufsleben im öffentlichen 


Dienst (Schwerbehindertenrichtlinien – SchwbRl)“ v. 4.10.2022 – (Nds. MBl. S. 1412) – 


VORIS 20480 –“ 


 


2. In Nr. 4.1 Satz 1 werden nach dem Wort „Unterricht“ die Worte „in der Schule“ eingefügt. 


3. Es wird die folgende neue Nummer 4.3 eingefügt: 


„4.3 Für die allgemein bildenden Schulen gilt: Im Fall einer Anordnung witterungsbedingten 


Unterrichtsausfalls nach Nr. 4.1 unterbreitet die Schule ihren Schülerinnen und Schülern ge-


eignete Aufgaben in analoger oder digitaler Form (solche werden beispielhaft in separaten 


Hinweisen aufgeführt). Sind digitale Lernplattformen an einer Schule etabliert, z. B. die Nie-


dersächsische Bildungscloud, können diese genutzt werden. Den Schülerinnen und Schülern 


steht frei, ob und in welchem Umfang sie die Aufgaben wahrnehmen. 


Für die berufsbildenden Schulen ergehen Regelungen in einem gesonderten Erlass.“ 


4. Die bisherigen Nummern 4.3 bis 4.11 werden die Nummern 4.4 bis 4.12.  
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Unterrichtsorganisation 
 
RdErl. d. MK v. 18.1.2021 – 36.3-82 000 (SVBl. S. 64) – VORIS 22410 – 
 
Bezug:  
 
 


a) RdErl. d. MK „Ferienordnung für die Schuljahre 2024/25 bis 2029/30“ v. 18.11.2022 
(SVBl. S. 680) – VORIS 22410 – 


b) Niedersächsische Verordnung über die Arbeitszeit der Beamtinnen und Beamten an 
öffentlichen Schulen (Nds. ArbZVO-Schule) v. 14.5.2012 (Nds. GVBl. S. 106), zuletzt 
geändert durch Verordnung v. 6.7.2017 (Nds. GVBl. S. 234) – VORIS 20411 – 


c) Beschl. d. LReg. „Richtlinien zur gleichberechtigten und selbstbestimmten Teilhabe 
schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter Menschen am Berufsleben im öffentli-
chen Dienst (Schwerbehindertenrichtlinien – SchwbRl)“ v. 4.10.2022 – (Nds. MBl. S. 
1412) – VORIS 20480 – 


d) RdErl. d. MK „Übertragung erweiterter Entscheidungsspielräume an Eigenverantwort-
liche Schulen“ v. 6.8.2020 (Nds. MBl. S. 856, SVBl. S. 396) – VORIS 22410 – 


e) RdErl. d. MK „Die Arbeit in der Ganztagsschule“ v. 1.8.2014 (SVBl. S. 386), zuletzt 
geändert durch RdErl. v. 10.4.2019 (SVBl. S. 291) – VORIS 22410  


f) RdErl. d. MK „Unterrichtsorganisation“ v. 20.12.2013 (SVBl. 2014 S. 49), geändert 
durch RdErl. v. 23.11.2018 (SVBl. 2019 S. 5) 


 
1. Fünftagewoche 
 
1.1 An den Schulen findet der Unterricht in der Regel von montags bis freitags statt. 


 
1.2 Schulen können in Abstimmung mit dem Schulträger und dem Träger der Schülerbeförde-
rung festlegen, dass an zwei Sonnabenden im Monat in allen oder einzelnen Schulbereichen 
Unterricht stattfindet. Landeseinheitlich festgelegte unterrichtsfreie Sonnabende gemäß Be-
zugserlass zu a bleiben unberührt. 
 
2. Unterrichtszeiten 
 
2.1 Der Unterrichtsbeginn soll in der Regel nicht vor 7.30 Uhr liegen. 
 
2.2 Die Dauer einer Unterrichtsstunde beträgt grundsätzlich 45 Minuten. Sofern die Dauer ver-
ändert wird, ist sicherzustellen, dass den Schülerinnen und Schülern die in der Stundentafel 
vorgesehene Lehr- und Lernzeit der jeweiligen Unterrichtsfächer als Unterricht zur Verfügung 
steht. Dies wird für alle veränderten Unterrichtsstunden z. B. auch durch Arbeits- und Übungs-
stunden gewährleistet, die durch die Fachlehrkräfte zu erteilen sind, deren Unterrichtsstunden 
in der Dauer verändert worden sind. In der Qualifikationsphase der gymnasialen Oberstufe, 
des Beruflichen Gymnasiums, des Abendgymnasiums und des Kollegs muss die vorgesehene 
Lehr- und Lernzeit der jeweiligen Unterrichtsfächer den Anforderungen an die zu erwerbenden 
Abschlüsse genügen. Bei den von der veränderten Dauer der Unterrichtsstunden betroffenen 
Lehrkräften ist sicherzustellen, dass sie die sich aus § 3 Abs. 1 Satz 2 der Bezugsverordnung 
zu b ergebende Unterrichtsminutenvorgabe erfüllen. Im Hinblick auf die außerunterrichtliche 
Aufgabenwahrnehmung ist für die von der veränderten Dauer der Unterrichtsstunden betroffe-
nen Lehrkräfte zu gewährleisten, dass die regelmäßige Arbeitszeit des § 60 Abs. 1 NBG bzw. 
bei Teilzeitbeschäftigten und begrenzt Dienstfähigen die individuelle wöchentliche Arbeitszeit 
nicht überschritten wird. Auswirkungen auf den Zeitanteil für außerunterrichtliche Tätigkeiten 
der Lehrkräfte sind zu vermeiden. 
 
2.3 Die Gesamtdauer der Pausen soll bei fünf hintereinander liegenden Unterrichtsstunden 
mindestens 40 Minuten, bei sechs oder mehr Stunden mindestens 50 Minuten betragen. An 
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Ganztagsschulen soll zusätzlich eine Mittagspause von mindestens 45 Minuten vorgesehen 
werden. 
2.4 Auf die dem kirchlichen Unterricht vorbehaltenen Nachmittage ist bei der Unterrichtspla-
nung, insbesondere bei der Planung von Nachmittagsunterricht, Rücksicht zu nehmen. 
 
2.5 Die Unterrichtszeiten sind mit dem Träger der Schülerbeförderung abzustimmen. Vor der 
Festlegung der Unterrichtszeiten sind die zuständigen Eltern- und Schülervertretungen recht-
zeitig zu hören. 
 
2.6 Bei der Abstimmung von Unterrichtszeiten und Fahrplänen ist zwischen den pädagogi-
schen Erfordernissen, der Belastungsfähigkeit der Schülerinnen und Schüler und den Belan-
gen der Schülerbeförderung abzuwägen. 
 
2.7 Eine Staffelung der Unterrichtszeiten nach Unterrichtsstunden oder Fahrtzeiten des Ver-
kehrsmittels kann wesentlich zu einer sparsamen und dennoch leistungsfähigen Organisation 
der Schülerbeförderung beitragen. Entsprechenden Wünschen der Träger der Schülerbeför-
derung ist bei der Festlegung der Unterrichtszeiten zu folgen, wenn damit die Wirtschaftlichkeit 
der Schülerbeförderung deutlich verbessert wird, die Belastung der Schülerinnen und Schüler 
zumutbar bleibt und keine wesentlichen pädagogischen Erfordernisse unberücksichtigt blei-
ben. Lehnt ein Schulelternrat die geplante Staffelung ab, entscheidet die zuständige Schulbe-
hörde. 
 
2.8 Der Unterrichtsbeginn kann zum Zwecke der Staffelung der Anfangszeiten bis auf 7.30 
Uhr vorgezogen werden. Bei der Festlegung des Unterrichtsbeginns ist ebenso wie bei der 
Festlegung des Unterrichtsendes auf die Schulwegzeiten (einschließlich der Wartezeiten) 
Rücksicht zu nehmen. 
 
3. Elternsprechtage 
Elternsprechtage sollen außerhalb der Unterrichtsstunden durchgeführt werden. 
 
4. Unterrichtsausfall bei besonderen Wetterbedingungen wie Straßenglätte, Schneever-
wehungen, Hochwasser, Sturm und hohe Temperaturen (Hitzefrei) 
 
4.1 Bei Witterungsverhältnissen, bei denen Schülerinnen und Schüler die Schule nicht unter 
zumutbaren Bedingungen erreichen oder verlassen können, können die nachgeordneten 
Schulbehörden anordnen, dass ganz oder teilweise kein Unterricht in der Schule stattfindet. 
Die nachgeordneten Schulbehörden können die Entscheidungsbefugnis auf die Landkreise 
und kreisfreien Städte ihres Zuständigkeitsbereichs übertragen. 
 
4.2 Die Entscheidung ist unverzüglich in geeigneter Weise über die Medien (z. B. Hörfunk, das 
Fernsehen und / oder das Internet) bekannt zu geben. 
 
 
4.3 Für die allgemein bildenden Schulen gilt: Im Fall einer Anordnung witterungsbedingten 
Unterrichtsausfalls nach Nr. 4.1 unterbreitet die Schule ihren Schülerinnen und Schülern ge-
eignete Aufgaben in analoger oder digitaler Form (solche werden beispielhaft in separaten 
Hinweisen aufgeführt). Sind digitale Lernplattformen an einer Schule etabliert, z. B. die Nie-
dersächsische Bildungscloud, können diese genutzt werden. Den Schülerinnen und Schülern 
steht frei, ob und in welchem Umfang sie die Aufgaben wahrnehmen.  
 
Für die berufsbildenden Schulen ergehen Regelungen in einem gesonderten Erlass. 
 
4.4 Erziehungsberechtigte von Schülerinnen und Schülern des Primarbereichs und des Se-
kundarbereichs I, die eine unzumutbare Gefährdung auf dem Schulweg durch extreme Witte-
rungsverhältnisse befürchten, können ihre Kinder auch dann für einen Tag zu Hause behalten 
oder sie vorzeitig vom Unterricht abholen, wenn kein Unterrichtsausfall angeordnet ist. 
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4.5 Ist zu erwarten, dass während der Unterrichtszeit extreme Witterungsverhältnisse auftre-
ten, die eine schwerwiegende Gefährdung der Schülerinnen und Schüler auf dem Heimweg 
erwarten lassen, so entscheidet die Schulleiterin oder der Schulleiter über eine vorzeitige Be-
endigung des Unterrichts. 
 
4.6 Für einzelne oder alle Klassen von Schulen des Primarbereichs und des Sekundarbereichs 
I kann durch die Schulleiterin oder den Schulleiter Hitzefrei gegeben werden, wenn der Unter-
richt durch hohe Temperaturen in den Schulräumen erheblich beeinträchtigt wird und andere 
Formen der Unterrichtsgestaltung nicht sinnvoll erscheinen. 
 
4.7 Über eine vorzeitige Beendigung des Unterrichts ist der Träger der Schülerbeförderung 
unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 
 
4.8 Erziehungsberechtigte sowie Schülerinnen und Schüler sind in geeigneter Weise über das 
Verfahren zu unterrichten. 
 
4.9 Es ist sicherzustellen, dass gegenüber Schülerinnen und Schülern, die trotz des angeord-
neten Unterrichtsausfalls zur Schule gekommen sind, Aufsichtspflichten erfüllt werden. Auch 
bei einer vorzeitigen Beendigung des Unterrichts sind Schülerinnen und Schüler bis zum Ver-
lassen der Schule zu beaufsichtigen. Im Primarbereich dürfen Schülerinnen und Schüler nur 
nach vorheriger Zustimmung der Erziehungsberechtigten nach Hause entlassen werden. 
 
4.10 Die Anordnung des Unterrichtsausfalls an einer berufsbildenden Schule berührt nicht die 
Verpflichtungen Auszubildender aus ihrem Ausbildungsverhältnis. 
 
4.11 Unterrichtsstunden, die wegen des angeordneten Unterrichtsausfalls nicht erteilt werden 
können, sind als Minderzeiten im Sinne des § 4 Abs. 2 der Bezugsverordnung zu b zu berück-
sichtigen. Dies gilt nicht, soweit die jeweilige Lehrkraft während der ausfallenden Unterrichts-
stunden auf Weisung der Schulleitung andere dienstliche Aufgaben (u. a. Aufsichts- und Be-
treuungsaufgaben im Rahmen der Verlässlichen Grundschule) wahrnimmt. 
 
4.12 Bei schwerbehinderten Lehrkräften sind die Bestimmungen des Bezugserlasses zu c, 
insbesondere Nr. 10.2, zu beachten. 
 
5. Entscheidungsspielräume 
Für folgende Regelungen kann der Schulvorstand nach § 38 a Abs. 3 Nr. 1 Niedersächsisches 
Schulgesetz über die Inanspruchnahme der Entscheidungsspielräume entscheiden: 
 


• Nr. 1 „Fünftagewoche“ 


• Nr. 2.2 „Dauer der Unterrichtsstunden“ und 


• Nrn. 2.7 und 2.8 „Staffelung der Unterrichtszeiten“. 
 
6. Schlussbestimmungen 
Dieser RdErl. tritt am 1.2.2021 in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2026 außer Kraft. Der Be-
zugserlass zu f tritt mit Ablauf des 31.1.2021 außer Kraft. 
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Geltender Erlass: 


 


Unterrichtsorganisation 


 


RdErl. d. MK v. 18.1.2021 - 36-82 000 (SVBl. 


S. 64) 


- VORIS 22410 - 


Beabsichtigte Änderungen:  


 


Unterrichtsorganisation 


 


RdErl. d. MK v. XX.XX.2022 – 36-82 000 


(SVBl. S. XXX) 


- VORIS 22410 - 


Erläuterungen:  


4. Unterrichtsausfall bei besonderen Wetter-


bedingungen wie Straßenglätte, Schneever-


wehungen, Hochwasser, Sturm und hohe 


Temperaturen (Hitzefrei) 


 


4. Unterrichtsausfall bei besonderen Wetter-


bedingungen wie Straßenglätte, Schneever-


wehungen, Hochwasser, Sturm und hohe 


Temperaturen (Hitzefrei) 


 


 


 


 


4.1 Bei Witterungsverhältnissen, bei denen 


Schülerinnen und Schüler die Schule nicht un-


ter zumutbaren Bedingungen erreichen oder 


verlassen können, können die nachgeordneten 


Schulbehörden anordnen, dass ganz oder teil-


weise kein Unterricht stattfindet. Die nachge-


ordneten Schulbehörden können die Entschei-


dungsbefugnis auf die Landkreise und kreis-


freien Städte ihres Zuständigkeitsbereichs 


übertragen. 


 


4.1 Bei Witterungsverhältnissen, bei denen 


Schülerinnen und Schüler die Schule nicht un-


ter zumutbaren Bedingungen erreichen oder 


verlassen können, können die nachgeordneten 


Schulbehörden anordnen, dass ganz oder teil-


weise kein Unterricht in der Schule stattfindet. 


Die nachgeordneten Schulbehörden können die 


Entscheidungsbefugnis auf die Landkreise und 


kreisfreien Städte ihres Zuständigkeitsbereichs 


übertragen. 


 


 


 


 


 


Klarstellung, dass sich die den nachgeordneten 


Schulbehörden bzw. nach Satz 2 den Landkrei-


sen und kreisfreien Städten eingeräumte Ent-


scheidungsbefugnis zur Anordnung von witte-


rungsbedingtem Unterrichtsaufall auf den Un-


terricht vor Ort, d.h. in der Schule, bezieht. 
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Schutzweck der Regelung ist es, die Schülerin-


nen und Schüler vor unzumutbaren und 


schwerwiegenden Gefährdungen auf dem 


Schulweg zu schützen. 


 


4.2 Die Entscheidung ist unverzüglich in geeig-


neter Weise über die Medien (z. B. Hörfunk, das 


Fernsehen und / oder das Internet) bekannt zu 


geben. 


 


4.2 Die Entscheidung ist unverzüglich in geeig-


neter Weise über die Medien (z. B. Hörfunk, das 


Fernsehen und / oder das Internet) bekannt zu 


geben. 


 


 4.3 Für die allgemein bildenden Schulen gilt: Im 


Fall einer Anordnung witterungsbedingten Un-


terrichtsausfalls nach Nr. 4.1 unterbreitet die 


Schule ihren Schülerinnen und Schülern geeig-


nete Aufgaben in analoger oder digitaler Form 


(solche werden beispielhaft in separaten Hin-


weisen aufgeführt). Sind digitale Lernplattfor-


men an einer Schule etabliert, z. B. die Nieder-


sächsische Bildungscloud, können diese ge-


nutzt werden. Den Schülerinnen und Schülern 


steht frei, ob und in welchem Umfang sie die 


Aufgaben wahrnehmen.  


 


Die neue Nr. 4.3 regelt, dass die von einer An-


ordnung witterungsbedingten Unterrichtsaus-


falls betroffene allgemein bildende Schule ihren 


Schülerinnen und Schülern geeignete Aufga-


ben unterbreitet. Ob die Aufgaben den Schüle-


rinnen und Schüler in analoger oder digitaler 


Form übermittelt werden, obliegt der Entschei-


dung der Schule. 


In separaten Hinweisen zum Erlass erhalten die 


Schulen Informationen zu nicht abschließenden 


Möglichkeiten der Organisation von Aufgaben 


sowie entsprechende Link-Hinweise zu bereits 


vorhandenen Aufgaben/ Aufgabenformaten (s. 







Stand: Anhörungsverfahren 


 


3 
 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


 


Für die berufsbildenden Schulen ergehen Re-


gelungen in einem gesonderten Erlass. 


 


informatorisch hierzu die geplanten „Hinweise 


zu analogen und digitalen Aufgabenformaten“ 


am Ende dieser Synopse). 


Ob und in welchem Umfang die Schülerinnen 


und Schüler die Aufgaben wahrnehmen, steht 


ihnen frei, da eine Erledigung der Aufgaben auf-


grund der witterungsbedingten Auswirkungen 


nicht immer möglich sein wird (etwa bei Hoch-


wasserkatastrophen).  


 


Aufgrund der (derzeit noch) strukturellen Unter-


schiede zwischen allgemein bildenden und be-


rufsbildenden Schulen in Bezug auf die digitale 


Ausstattung erfolgen Regelungen für die be-


rufsbildenden Schulen durch gesonderten Er-


lass.  


 


4.3 Erziehungsberechtigte von Schülerinnen 


und Schülern des Primarbereichs und des Se-


kundarbereichs I, die eine unzumutbare Gefähr-


dung auf dem Schulweg durch extreme Witte-


rungsverhältnisse befürchten, können ihre Kin-


der auch dann für einen Tag zu Hause behalten 


4.4 Erziehungsberechtigte von Schülerinnen 


und Schülern des Primarbereichs und des Se-


kundarbereichs I, die eine unzumutbare Gefähr-


dung auf dem Schulweg durch extreme Witte-


rungsverhältnisse befürchten, können ihre Kin-


der auch dann für einen Tag zu Hause behalten 


Redaktionelle Folgeänderung. 
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oder sie vorzeitig vom Unterricht abholen, wenn 


kein Unterrichtsausfall angeordnet ist. 


 


oder sie vorzeitig vom Unterricht abholen, wenn 


kein Unterrichtsausfall angeordnet ist. 


4.4 Ist zu erwarten, dass während der Unter-


richtszeit extreme Witterungsverhältnisse auf-


treten, die eine schwerwiegende Gefährdung 


der Schülerinnen und Schüler auf dem Heim-


weg erwarten lassen, so entscheidet die Schul-


leiterin oder der Schulleiter über eine vorzeitige 


Beendigung des Unterrichts. 


4.5 Ist zu erwarten, dass während der Unter-


richtszeit extreme Witterungsverhältnisse auf-


treten, die eine schwerwiegende Gefährdung 


der Schülerinnen und Schüler auf dem Heim-


weg erwarten lassen, so entscheidet die Schul-


leiterin oder der Schulleiter über eine vorzeitige 


Beendigung des Unterrichts. 


 


Redaktionelle Folgeänderung. 


4.6 Über eine vorzeitige Beendigung des Unter-


richts ist der Träger der Schülerbeförderung un-


verzüglich in Kenntnis zu setzen. 


4.7 Über eine vorzeitige Beendigung des Unter-


richts ist der Träger der Schülerbeförderung un-


verzüglich in Kenntnis zu setzen. 


 


Redaktionelle Folgeänderung. 


4.8 Es ist sicherzustellen, dass gegenüber 


Schülerinnen und Schülern, die trotz des ange-


ordneten Unterrichtsausfalls zur Schule gekom-


men sind, Aufsichtspflichten erfüllt werden. 


Auch bei einer vorzeitigen Beendigung des Un-


terrichts sind Schülerinnen und Schüler bis zum 


Verlassen der Schule zu beaufsichtigen. Im Pri-


marbereich dürfen Schülerinnen und Schüler 


4.9 Es ist sicherzustellen, dass gegenüber 


Schülerinnen und Schülern, die trotz des ange-


ordneten Unterrichtsausfalls zur Schule gekom-


men sind, Aufsichtspflichten erfüllt werden. 


Auch bei einer vorzeitigen Beendigung des Un-


terrichts sind Schülerinnen und Schüler bis zum 


Verlassen der Schule zu beaufsichtigen. Im Pri-


marbereich dürfen Schülerinnen und Schüler 


Redaktionelle Folgeänderung. 
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nur nach vorheriger Zustimmung der Erzie-


hungsberechtigten nach Hause entlassen wer-


den. 


nur nach vorheriger Zustimmung der Erzie-


hungsberechtigten nach Hause entlassen wer-


den. 


 


4.9 Die Anordnung des Unterrichtsausfalls an 


einer berufsbildenden Schule berührt nicht die 


Verpflichtungen Auszubildender aus ihrem Aus-


bildungsverhältnis. 


4.10 Die Anordnung des Unterrichtsausfalls an 


einer berufsbildenden Schule berührt nicht die 


Verpflichtungen Auszubildender aus ihrem Aus-


bildungsverhältnis. 


 


Redaktionelle Folgeänderung. 


4.10 Unterrichtsstunden, die wegen des ange-


ordneten Unterrichtsausfalls nicht erteilt werden 


können, sind als Minderzeiten im Sinne des § 4 


Abs. 2 der Bezugsverordnung zu b zu berück-


sichtigen. Dies gilt nicht, soweit die jeweilige 


Lehrkraft während der ausfallenden Unterrichts-


stunden auf Weisung der Schulleitung andere 


dienstliche Aufgaben (u. a. Aufsichts- und Be-


treuungsaufgaben im Rahmen der Verlässli-


chen Grundschule) wahrnimmt. 


4.11 Unterrichtsstunden, die wegen des ange-


ordneten Unterrichtsausfalls nicht erteilt werden 


können, sind als Minderzeiten im Sinne des § 4 


Abs. 2 der Bezugsverordnung zu b zu berück-


sichtigen. Dies gilt nicht, soweit die jeweilige 


Lehrkraft während der ausfallenden Unterrichts-


stunden auf Weisung der Schulleitung andere 


dienstliche Aufgaben (u. a. Aufsichts- und Be-


treuungsaufgaben im Rahmen der Verlässli-


chen Grundschule) wahrnimmt. 


 


Redaktionelle Folgeänderung. 


4.11 Bei schwerbehinderten Lehrkräften sind 


die Bestimmungen des Bezugserlasses zu c, 


insbesondere Nr. 10.2, zu beachten. 


4.12 Bei schwerbehinderten Lehrkräften sind 


die Bestimmungen des Bezugserlasses zu c, 


insbesondere Nr. 10.2, zu beachten. 


Redaktionelle Folgeänderung. 
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Hinweise zu analogen und digitalen Aufgabenformaten 


 


Möglichkeiten für analoge Aufgabenformate 


• Übermittlung von Aufgaben aus dem Lehrbuch oder dem Arbeitsheft per Telefon, E-Mail o. Ä. 


• Vorbereitung von allgemeinen Übungsaufgaben (z. B. Arbeitsblätter) in einer Übungsmappe/Selbstlernmappe (auch für Vertretungsunterricht 


geeignet) 


 


Möglichkeiten für digitale Aufgabenformate 


• Bildungsportal Niedersachsen: https://nibis.de/fuer-schuelerinnen-schueler-und-eltern_14779  


• Lernvideos, Mediatheken 


• Arbeitsaufträge unter Nutzung digitaler Medien, z. B. Internetrecherche, Präsentationsvorbereitung 


• Nutzung von Lernapps 


• Digitale Übungsaufgaben im Bereich des Contents in der NBC, z. B. bei „bettermarks“ 


• Digitale Unterrichtsmaterialien/ Programme/ Apps unter: https://www.nibis.de/uploads/nlq-huhn/20200518_Linkliste_BeraterInnen.docx.pdf  


 


 



https://nibis.de/fuer-schuelerinnen-schueler-und-eltern_14779

https://www.nibis.de/uploads/nlq-huhn/20200518_Linkliste_BeraterInnen.docx.pdf




